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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


zur dritten Beratung des Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur Reform des Strafrechts 
(5. StrRG) 

— Drucksachen 7/375, 7/1981 (neu) — 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Schutz des ungeborenen menschlichen Lebens ist der 
Staatsgewalt sowohl als sozialpolitische als auch als straf- 
rechtliche Aufgabe gestellt. Wegen der besonderen Bezie- 
hungen zwischen der Schwangeren und dem Kind erfordert 
dieser Schutz Regelungen besonderer Art, die aus anderen 
sozialen Bereichen nicht ohne weiteres übertragen werden 
können. 

2. Die Reform des § 218 StGB muß erreichen, daß der sozial- 
politische und der strafrechtliche Schutz des ungeborenen 
menschlichen Lebens sinnvoll und wirksam aufeinander ab- 
gestimmd werden, nachdem sich in der Vergangenheit er- 
wiesen hat, daß die unbedingte Strafbedrohung des Schwan- 
gerschaftsabbruchs 

— im Sinne des Lebensschutzes weitgehend unwirksam ge- 
worden ist, 

— Angebote des sozialstaatlichen Schutzes - Beratung und 
Hilfe für Schwangere, Mütter und Kinder - oft ins Leere 
stoßen läßt, 

— insofern Rechtsungleichheit zur Folge hatte, als für Geld 
und bei entsprechender Redegewandtheit Schwanger- 
schaftsabbruch schon bisher faktisch straffrei war, 

— zu unsachgemäß durchgeführten Schwangerschaftsab- 
brüchen und dabei zu Schäden an Leben und Gesundheit 
von Schwangeren geführt hat. 

3. In vielen Fällen, in denen die Fortsetzung der Schwanger- 
schaft wegen einer persönlichen oder sozialen Notlage der 
Schwangeren bedroht ist, wird das Leben des Ungeborenen 
durch eine einfühlsame und helfende Beratung erhalten 
werden können. Damit rückt die Beratung in den Mittel- 
punkt der insgesamt auf Lebensschutz gerichteten Maß- 
nahmen. 
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3.1 Der strafrechtliche Schutz des ungeborenen Lebens wird in 
den ersten drei Monaten nicht ersatzlos, sondern zugunsten 
einer durch das Strafrecht abgesicherten Beratung zurück- 
genommen. Nur durch die Rücknahme der Strafbedrohung 
wird der Weg zur Beratung wirklich geöffnet. 

3.2 Die Beratung soll insbesondere über solche zwischenmensch- 
liche, gesellschaftliche und staatliche Hilfsangebote unter- 
richten, die die Fortsetzung der Schwangerschaft in verant- 
wortlicher Entscheidung der Mutter sowie die Lage der 
Mutter selbst und des Kindes erleichtern können. 

Die Neuordnung des Verhältnisses der auf den Schutz des 
ungeborenen menschlichen Lebens gerichteten Maßnahmen 
zueinander weist Staat und Gesellschaft mehr als bisher in 
die Aufgabe ein, Anwalt für das Lebensrecht des unge- 
borenen Menschen zu sein. Das Strafrecht sichert dies ab. 

4. Der Deutsche Bundestag wird dafür Sorge tragen, daß kein 
Arzt und kein Angehöriger der medizinischen Berufe ge- 
zwungen werden kann, gegen seinen Willen an einem 
Schwangerschaftsabbruch mitzuwirken, sofern die Mitwir- 
kung nicht zur Abwendung des Todes oder einer schweren 
Gesundheitsschädigung der Schwangeren erforderlich ist. 

5. Der Deutsche Bundestag nimmt sich in die Pflicht, weiter auf 
kinderfreundliche und kindgemäße soziale Verhältnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland hinzuarbeiten. Er appelliert 
an die Länder, Gemeinden, Kirchen, Verbände, freien Grup- 
pen und alle Bürger, für den raschen Aufbau der Beratungs- 
stellen Sorge zu tragen und - die Sozial- und Familiengesetz- 
gebung ergänzend - Schwangeren, Müttern und Kindern zu 
helfen. Er gibt der Hoffnung Ausdruck, daß ledigen Müttern 
und nichtehelichen Kindern auch nicht mit verdeckter Dis- 
kriminierung begegnet wird. 

6. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß der Konsens über 
die Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit des ungebore- 
nen menschlichen Lebens durch die neue Zuordnung der 
staatlichen Hilfs- und Schutzmaßnahmen zueinander nicht 
angetastet wird. Er ist besorgt über Äußerungen, in denen 
dies bestritten wird, und weist solche Äußerungen zurück. 
Er wird auch allen etwaigen Bestrebungen entgegentreten, 
die darauf gerichtet sein könnten, den Schutz des unge- 
borenen menschlichen Lebens einzuschränken oder gar 
gänzlich aufzuheben. 


Bonn, den 26. April 1974 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 



